
Das Recht auf Verteidigung wurde erwei­
tert und im Gesetz detaillierter geregelt.

Erstmals wurde das Verbot unbewiese­
ner Schuldfeststellungen in die Strafprozeß­
ordnung aufgenommen. Als Konsequenz 
wurde der Freispruch mangels Beweises 
beseitigt. Als weitere Konsequenz aus der 
Präsumtion der Unschuld wurde die Ent­
schädigung für Untersuchungshaft und 
Strafen mit Freiheitsentzug in der Strafpro­
zeßordnung ' — unter Ablösung alter Ge­
setze — geregelt.

Einen weiteren Ausbau der Gesetzlich­
keit brachte die Regelung von Grundsätzen 
der Beweisführung und die umfassende 
Darlegung aller Beweismittel.

Das Prinzip der Mitwirkung der Bürger 
wurde im Sinne differenzierter Einbezie­
hung der Werktätigen in das Strafverfahren 
augestaltet, so als
— Anhörung von Vertretern der Kollektive 

der Werktätigen,
— Zulassung von gesellschaftlichen Anklä­

gern oder gesellschaftlichen Verteidi­
gern zur gerichtlichen Hauptverhand­
lung,

— Einladung solcher Werktätiger zur ge­
richtlichen Hauptverhandlung, die aus 
ihr für ihren Lebensbereich die notwen­
digen Schlußfolgerungen ziehen und 
dazu beitragen sollen, Hemmnisse zu be­
seitigen, weiteren Straftaten vorzubeu­
gen und Sicherheit und Ordnung im je­
weiligen Bereich zu erhöhen.

— Einführung der Bürgschaft der Kollek­
tive der Werktätigen und ausnahms­
weise einzelner zur Erziehung des Tä­
ters befähigter und geeigneter Bürger, 
um die erzieherische Wirkung bei Stra­
fen ohne Freiheitsentzug und bei be­
dingter Strafaussetzung auf Bewährung 
zu erhöhen.
Ferner wurden die Beziehungen zwi­

schen den Strafverfolgungsorganen und den 
gesellschaftlichen Gerichten in der StPO 
festgelegt. Im Interesse der Lösung der ge­
samtgesellschaftlichen Aufgaben im Kampf 
gegen die Kriminalität wurde die Pflicht zur 
Zusammenarbeit der Strafverfolgungs­
organe mit anderen Staats- und Wirtschafts­
organen, Ausschüssen der Nationalen Front 
und gesellschaftlichen Organisationen in 
die StPO aufgenommen.

Von dem System der Maßnahmen straf­
rechtlicher Verantwortlichkeit im neuen 
StGB ausgehend, war an die Stelle des 
früher die Strafvollstreckung regelnden Ka­
pitels ein völlig neues Kapitel Verwirk­
lichung der Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit gerückt. Es regelte — ge­
meinsam mit der (inzwischen aufgehobe­
nen) 1. Durchführungsbestimmung zur StPO 
vom 5. Juni 1968 (GBl. II 1968 Nr. 62 
S. 392) — die Realisierung der einzelnen 
Maßnahmen sowie die Verantwortung staat­
licher Organe für deren Durchsetzung.

Die Strafprozeßordnung hat sich gene­
rell bewährt. Das schloß aber nicht aus, daß 
die seit dem VIII. Parteitag der SED (1971) 
erzielten Fortschritte bei der Gestaltung der 
entwickelten sozialistischen Gesellschaft, 
der erreichte Stand und die wachsenden An­
forderungen an das Staats- und Rechtsbe­
wußtsein der Bürger, die ständige Stärkung 
der DDR in der Klassenauseinandersetzung 
mit dem Imperialismus sowie eine gesell­
schaftswirksame Kriminalitätsbekämpfung 
und -Vorbeugung einzelne Änderungen und 
Ergänzungen dieses Gesetzes notwendig 
machten. Alle Erfahrungen und Erkennt­
nisse, die bei seiner Anwendung gesammelt 
worden waren, berücksichtigte die Partei- 
und Staatsführung in den Hinweisen, die 
sie in der Folgezeit zur wirksameren Vor­
beugung und Bekämpfung der Kriminalität 
gab. Nachdem der VIII. Parteitag der SED 
die perspektivische Forderung gestellt 
hatte, die Einhaltung des sozialistischen 
Rechts und bewußte Disziplin müsse über­
all im täglichen Leben unserer Gesellschaft 
zur festen Gewohnheit werden, erreichte 
die von der Arbeiterklasse geführte Bewe­
gung für Bereiche der vorbildlichen Ord­
nung und Sicherheit in Betrieben und Wohn­
gebieten bis zum Ende des Jahres 1974 einen 
Entwicklungsstand, der diese Bewegung als 
einen wichtigen Bestandteil der Kriminali­
tätsverhütung auswies.50 Auch die Effekti-

50 Vgl. K. Sorgenicht, „Die Bewegung für vor­
bildliche Ordnung und Sicherheit konsequent 
weiterführen!". Neue Justiz, 1974/11, S. 318; 
ders., „Verwirklichung der sozialistischen Ge­
setzlichkeit und Festigung des Rechtsbewußt­
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